
B UN DESMINISTERIUM 
FÜR 

AUSW ÄR TIGE ANGELEGENHEITEN 

Zl.306001 o 02/5-VI.1/80 
Schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
zum Nationalrat Ing. Hobl und Genossen 
betreffend Aussagen eines österreichi­
schen Honorarkonsuls zur Praxis in 
Rechtshilfeangelegenheiten von Gerichten 
Liechtensteins im Zuge der AKH-Unter­
suchungen (Nr. 780/J) 

Beilagen 

An den 

7tfSfAe 

1980 -11- 11 
zu 1&>01J 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

WIE N 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Ing. Hobl und Gen. 
haben am 10.10.1980 unter Nr. 780/J an mich eine schrift­
liche Anfrage betreffend Aussagen eines österreichischen 
Honorarkonsuls zur Praxis in Rechtshilfeangelegenheiten von 
Gerichten Liechtensteins im Zuge der AKH-Untersuchungen ge­
richtet, welche den folgenden Wortlaut hat: 

"1. Sind Sie bereit, den Text der gem. den zitierten 
Zeitungsmeldungen von Herrn Honorarkonsul Dr. Herbert Batliner 
gehaltenen Rede, in der er zur Rechtshilfepraxis liechten­
steinischer Gerichte im Zusammenhang mit den AKH-Untersuchungen 
Stellung nimmt, einzufordern und dem Anfragesteller zur Ver­
fügung zu stellen ? 

2. Sind Sie bereit, seitens Ihres Bundesministeriums 
eine Untersuchung darüber einzuleiten, ob Honorarkonsul 
Dr. Batliner im Zuge der zitierten Ausführungen seinen Pflichten 
als österreichisches Vertretungsorgan nachgekommen ist und 
über das Ergebnis dieser Untersuchungen dem Anfragesteller zu 
berichten ? 

3. Welche Maßnahmen können getroffen werden, damit 
österreichische Vertretungsorgane, einschließlich Honorar­
konsuln, in Zukunft keine österreichischen Interessen zuwider-
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laufenden Erklärung in der öffentlichkeit abgeben?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten: 

Zu 1.: 

Der Text des von Rechtsanwalt DDr. Herbert Batliner vor 

dem österreichischen Rechtsanwaltskammertag auf Wunsch des 

österreichischen Rechtsanwaltskammerausschusses gehaltenen 

Referates "Das Fürstentum Liechtenstein und der internationale 

Rechtshilfeverkehr in Strafsachen", den der Genannte zur Ver­

fügung gestellt hat, lege ich dieser Anfragebeantwortung bei. 

Zu 2.: 

Die Ausfüh~ungen in diesem Referat haben mich veranlaßt, 

am 14. Oktober 1980 an Honorargeneralkonsul DDr. Herbert Batliner 

ein Schreiben zu richten, in dem u.a. ausgeführt wurde, dieser 

Vortrag zeige sehr deutlich, "daß es zwischen Ihrer Funktion 

als österreichischer Honorargeneralkonsul in Vaduz einerseits 

und Ihren durchaus verständlichen Interessen als Rechtsanwalt 

andererseits Kollisionen geben kann, deren mögliches Ausmaß 

zum Zeitpunkt Ihrer Bestellung zum österreichischen Honorartitulär 

nicht vorhersehbar gewesen sind. Diese Kollisionen sind geeignet 

wesentliche Interessen Österreichs zu beeinträchtigen. Ich würde 

es daher als im beiderseitigen Interesse gelegen ansehen, den 

seinerzeit geschlossenen Bestallungsvertrag aufzulösen." 

Durch die zwischenzeitlich erfolgte Antwort von DDr.Batliner 

ist das Bestallungsverhältnis nunmehr beendet. 

Zu 3.: 

Ich verweise auf Punkt 3 des Bestallungsvertrages, der mit 

sämtlichen Honorartitulären abgeschlossen wird und in dem diese 

u.a. die Verpflichtung übernehmen, die Rechte und Interessen 

der Republik Österreich und der österreichischen Staatsbürger 

im Rahmen ihres Wirkungskreises mit allem Nachdruck zu vertreten. 

Für die Bediensteten des Bundesministeriums für Auswärtige 

Angelegenheiten gelten hinsichtlich der Abgabe von Erklärungen 

die einschlägigen Bestimmungen des Beamtendienstrechtsgesetzes 

1979, BGBI. Nr. 333. 

sminister 
für Auswärtige ngelegenheiten: 

,j 
~ '~1 

745/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 25

www.parlament.gv.at



DAS FUERSTEN'l'UM LIECHTENSTEIN UND DER INTERNATIONALE 

RECHTSHILFEVERKEHR IN STRAFSACHEN 

Aus Anlass der jüngsten Ereignisse im Zusammenhang mit dem 

AKH-Skandal, Wien, lassen Sie mich zuerst kurz darauf ein­

gehen, wie und auf welchen Grundlagen Rechtshilfe in ·Liech­

tenstein gewährt wirdo 

I} 

Die Bearbeitung der meisten Rechtshilfeersuchen fällt in die 

Kompetenz des Gerichtes erster Instanz .. Es handelt sich somit 

bei Entscheidungen im Zuge eines Rechtshilfeverfahrens um 

eigentliche richterliche Entscheidungeng die in der Regel 

durch entsprechende Rechtsmittel, meist Beschwerden an das 

Fürstlich Liechtensteinische Obergericht, angefochten werden 

könnenD Lediglich im Auslieferungsverfahren liegt die Kompe­

tenz zur Entscheidung nicht beim Richter erster Instanz, son­

dern beim zuständigen Senat des Fürstlich Liechtensteinischen 

Obergerichtes .. 

Bis zum Januar 1970 wickel te sich der Rechtshilfeverkehr in 

Strafsachen mit allen europäischen und aussereuropäischen 

Staaten völlig auf der Basis der Gegenseitigkeit ab, was auch 

noch heute in einem nicht ,unerheblichen Teiloes Rechtshilfe­

verkehrs der Fall isto Berei ts im Jahre 1936 hat Liechten­

stein mit den USA ein Auslieferungsvertrag abgeschlossen, 

welcher j eCioch bis heute bedeutungslos gebl ieben ist.. Im 

Jahre 1920 wurde zwischen Liechtenstein und dem Deutschen 

Re ich eine Vere inbarung über den Strafnachr iehten-Austausch 

abgeschlosseno Diese Vereinbarung ist nie bekannt gemacht 

~ordeno 1931 kam es auf dem Gebiete der Urkundenfälschung und 
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der Vernehmung von Zeugen mit Deutschland ·zu einer Vereinbar­

ung, dieser Notenwechsel wurde ebenfalls nicht veröffent­

lichto Im Jahre 1955 ging Liechtenstein im Bereiche des 

Strafrechtes mit Oesterreich eine vertragliche Bindung ein u 

und zwar über Rechtshilfe bei Beglaubigungen, Urkunden und 

Vormundschaft, worin vereinbart wurde, dass auch in gericht­

lichen Strafsachen, mit Ausnahme der politischen fiskalischen. 

Strafsachen, Rechtshilfe zu leisten isto Die grosse Neuerung 

in Liechtenstein kam 1969 D als r .... iechtenstein zwei Ueberein­

kom~en des Europarates ratifizierte, nämlich das europäische 

Auslieferungsabkommen vom 130 Dezember 1957 und das europä­

ische Uebereinkommen über die Recht.shilfe in Strafsachen vom 

20. April 19590 Diese heioen Uebereinkommen traten in r ... iech­

tenstein am 26~ Januar 1970 in Kraft~ Sie stellen den Rechts­

hilfeverkehr in Strafsachen mit vielen europäischen Staaten 

erstmals auf eine vertragliche Grundlageo Seit dem Inkraft­

treten cl ieser Uebereinkoliullen bestehen zum Beispiel auch mit 

der Schweiz auf diesem Gebiet völkerrechtliche Bindungen .. Die 

Bundesrepublik Deutschland hat diese beiden Uebereinkommen 

zwar ebenfalls unt~rzeichnetq jedoch bis heute nich~ ratifi­

ziert, und zwar aus innerstaatlichen Schwierigkeiten. Mit 

anderen Worten spiel t sich cer Rechtshilfeverkehr zwischen 

Liechtenstein und der Bundesrepublik heute noch auf öer Basis 

der Gegenseitigkeit abu wobei in der Praxis in Liechtenstein 

kaum unterschieden wird y ob auf der Basis der Gegenseitigkeit 

oder aufgrund vertraglicher Bindungen Rechtshilfe geleistet 

wird.. Liechtenstein wendet auch jene Grundsätze des europä­

ischen Uebereinkonunens auf diese Staaten an,- die das Abkommen 

nicht ratifiziert habeno 

Die liechtensteinische Rechtshilfe-Praxis in Strafsachen wird 

von zwei Grundsätzen beherrscht: 

einem formellen 

einem materiellen .. 

745/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)4 von 25

www.parlament.gv.at



-3-

Der formelle Grundsatz besteht darin, dass Liechtenstein b2i 

der Erled igung von Rechtshilfeverfahren . die eigenen Verfah­

rensvorschriften anwendet, also Rechtshilfe-Ersuchen in der 

Form erled igt, die in den eigenen Gesetzen vorgesehen ist .. 

Die Anwendung der eigenen Verfahrensvorschriften bringt es 

z.Be auch mit sich, dass sich Zeugen nur auf Aussageverweige­

rungsgründe stützen können, die der liechtensteinischen 

Strafprozessordnung bekannt sind. Die erwünschten Unterlagen 

werden auf eine solche Art und Weise beschafft, wie dies in 

der liechtensteinischen Strafprozessordnung vorgesehen ist. 

Die Anwendung . eigener nationaler Verfahrensvorschriften ist 

auch im europäischen Abkommen ausdrücklich geregelt. 

Von wesentlich grösserer Bedeutung ist der erwähnte materiel­

le Grundsatz. Liechtenstein behält sich eine beschränkte Prü­

fung des Gegenstandes des Strafverfahrens vor, und unter Um­

ständen wird auch Vertragsstaaten gegenüber keine Rechtshilfe 

geleistet.. Liechtenstein hat in allen von· ihm eingegangenen 

vertraglichen Bindungen entsprechende Vorbehalte· gemacht. 

Liechtenstein kann Rechtshilfe verweigern: 

bei pOlitischen Straftaten 

bei Straftaten, oie als fiskalisch strafbare Handlungen 

angesehen werden. 

Unter den Begriff der fiskalischen strafbaren Handlungen fal­

len nach liechtensteinischen Auffassungen ZoB. Steuer~, Zoll-, 

Abgaben -und Devisenstrafsacheno 

Die offizielle Bezeichnung des Strafverfahrens ist dabei .ohne 

Bedeutung, Rechtshilfeersuchen müssen gemäss Art. 14 des 

europäischen Rechtshilfeübereinkornrnens eine Sachverhaltsdar­

stellung erhalten, welche eine verlässliche Aussage über den 

tatsächlichen Gegenstand des Strafverfahrens enthäl t.. Auf­

grund dieser Sachverhal tsdarstellungen folgt dann öie Beur-
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teilung durch den ersuchten Staat~ Die liechtensteiner Behör­

den leisten nur dann Rechtshilfe~ wenn sie von der ersuchten 

Beh'örde .hinreichende Zusicherungen erhalteng wonach die im 

Zuge des Rechtshilfeverfahrens gewonnenen Kenntnisse von der 

ersuchenden Behörde oder einer anderen Behörde des ersuchen­

den Staates ausschliesslich in gemeinrechtlichen Strafver­

fahren, insbesondere also nicht in einem Fiskalverfahren im 

weitesten Sinne gegen wen auch immer verwendet werden.. Solche 

Zusicherungen sind im Rechtshilfeverfahren mit der Bundes­

republik Deutschland, aber auch mit der Schweiz, sehr häufig. 

Diese Praxis ist in den letzten Jahren nicht ohne Kritik ge­

bliebene Die Prüfung des Rechtshilfeersuchens in materieller 

Hinsicht erstreckt sich in der Regel allerdings nur auf die 

Frage, ob überhaupt Rechtshilfe zu leisten ist oder nicht., Im 

Rechtshilfeverfahren geht es nicht daruID g abzuklären, ob der 

Vorwurf einer strafbaren Handlung zu Recht oder zu Unrecht 

erhoben wird. Hinsichtlich des Gegenstandes und des Umfanges 

des Strafverfahrens ist das liecntensteinische Gericht an die 

Darstellung gebunden, die ihm von der ersuchenden ausländi­

schen Behörde gegeben wird. Wenn Beweismittel beschafft wer­

den sollen, hat das ersuchende Gericht deshalb auch nicht zu 

beurteilen, ob die vorge~undenen Beweismittel für die Straf­

untersuchung von Bedeutung sind oder nichto Eine genauere und 

strengere materielle Beurteilung eines Rechtshilfeersuchens 

ist dann notwend ig, wenn im Zuge des Rechtshilfeverfahrens 

Zwangsmassnahmen oder Eingriffe in die Berufsgeheimnisse z.B. 

des Anwalts- oder Bankgeheimnisses g notwendig werdeno In sol­

chen Fällen behält sich Liechtenstein eine weitergehende Prü­

fung des ReGhtshilfeersuchens in dem Sinne vor, ob die er­

suchte Rechtshandlung im Zuge des Strafverfahrens überhaupt 

notwendig oder zum.indest zweckmäss ig ist 0 Diese Ueberprüfung 

ist deshalb notwendig, da in solchen Fällen eine Interessens­

abwägung stattfinden musso 

Eingehender ist auf die Rechtsinstitute des Bankengeheimnis­

ses und des Anwaltsgeheimnisses einzugehen. 
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Das Bankgeheimnis ist bekanntlich keine schweizerische oder 

liechtensteinische Spezialität. Es ist nichts anderes als ein 

Berufsgeheimnis, welches strafrechtlich geschützt ist, im In­

terese des staatlichen Strafanspruche aber unter gewissen 

Voraussetzungen aufgehoben werden kann. Die Aufhebung erfolgt 

so, dass ein informierter Vertreter einer Bank über gewisse 

Umstände als Zeuge Auskunft geben muss oder dass die Bank an­

gewiesen wird, gewisse Unterlagen zur Verfügung zu stellen .. 

Es wird manchmal behauptet, im Strafverfahren gebe es kein 

Bankgeheimnis ~ Diese Behauptung trifft zumindest für Liech­

tenstein nicht zu .. Die Bank muss nach der liechtensteinischen 

Praxis über' alle Vorgänge A.uskunft gebent" die mit dem Gegen­

stand des Strafverfahrens direkt im Zusammenhang steheno Das 

Bankgeheimnis ist also weder ein absolutes noch ist es 1m 

Strafverfahren gänzlich aufgehoben. 

Im Prinzip dieselbe Situation haben wir bezüglich des Berufs­

geheimnisses _der berufsmässigen Parteienvertretungo Auch die~ 

ses Berufsgeheimnis ist im Strafverfahren weder absolut noch 

generell aufgehoben& Obwohl die liechtensteinische Strafpro­

zessordnung kein Entschlagungsrecht der Rechtsanwälte 

schlechthin kennt; sondern _nur des Verteidigers des Beschul­

digten, muss man doch zur Ansicht gelangen v dass das Berufs­

geheimnis des Anwal ts weitergeht als das des sonstigen be­

rufsrnässigen Parteienvertreters wie Treuhänder etc.. Ob\o10hl 

generell gesprochen die Gründung und Verwal tung von Gesell­

schaften keine- spezifische anwaltliehe Tät.igkei t ist i! muss 

man doch im Einzelfall abwägen, ob nicht bei der Gründung von 

Gesellschaften das anwaltliehe Berufsgeheimnis tangiert wird. 

Es kann nämlich auch bei Gründung von Gesellschaften dem An­

walt etwas anvertraut werden, was 'unter sein Berufsgeheimnis 

f.äll to Speziell bei der Gründung muss man von dieser Tatsache 

ausgehen, während die Verwaltung von Gesellschaften, und hier 

ist man sich allgemein einig, nicht unter das Anwaltsgeheim­

nis fallen kanna Es ist auch noch darauf hinzuweisen, dass im 
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Gesetz vom 13 co November 1978 über die berufsmässigen Par­

teienvertreter nur der Rechtsanwalt und der Rechtsagent unter 

die Verschwiegenheitspflicht fallen 6 nicht jedoch die übrigen 

berufsmässigen Parteienvertreter y wie Tr.euhänder g Vermögens­

verwalter, Buchprüfer o Finanzberaterp wirtschaftsberater und 

Steuerberater, obwohl auch diese zur ~ewerbsmässigen Ueber­

nahrne von 'rreuhänderschaften zur Vermögensverwal tung und zur 

Gr.llndung von Verbandspersonen und Gesellschaften für Dritte 

befugt sind ... 

Als Folge dieser Auffassung stehen wir daher auf dem Stand-­

punkt, aass' die VerscJ:l'viiegenheit"spflicht aufgrund der ein­

schläg igen gesetzl lehen Bestimmungen des Anwal tes und des 

Rechtsagenten enger ist als diejenige der übrigen berufsmäs­

sigen Parteienvertreter~ ~vir stehen nach wie vor auf dem 

Standpunkt g dass die Verschwiegenheitspficht des Anwaltes 

auch bei der Gründung von Gesellschaften Platz greifen muss, 

da dem Anwalt bei der Gründung Tatsachen mitgeteilt worden 

ainde die unter sein Anwaltsgeheimnis falleno Nicht durch das 

Anwaltsgeheimnis gedeckt sind die Tätigkeiten des Verwal-

- tungsrates in einer Gesellschaft v d.h. wenn der Verwaltungs­

rat auch zufällig Rechtsanwalt ist~ Wir haben diese Rechtsan­

sicht bis heute entschieden verteidigte obwohl die liechten­

stein ischen Gerichte diesbezGglich einen anderen Weg gegangen 

sind und festlegten r dass nach Umständen des Einzelfalles 

jeder darüber Auskun.ft geben muss!!' ob es sich bei den Perso­

nen f die eine Gesellschaft gegründet haben, um eine~ Beschul­

digten oder Mit:beschuldigten oder um eine von diesen erkenn­

bar vorgeschobenen Personen handel t; falls dies nicht zu­

treffe; wird in der Regel das Zeugnisverweigerungsrecht aner­

kannt .. 
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2) 

Kurz möchte ich noch auf die Verschwiegenheitspflicht und 

Entschlagungsrecht im liechtensteinischen und österreichi­

schen Strafprozessrecht eingehen. § 96 u Ziffer 2, StPO, legt 

fest, dass nur der Verteidiger in Ansehung dessen, was ihm in 

dieser seiner Eigenschaft vom Beschuldigten anvertraut wurde, 

und gemäss § 97 StPO jeder Zeuge von der Ablegung des Zeug­

nisses oder Beantwortung einer Frage dann en~bunden ist, wenn 

ihm hieraus ein mittelbarer oder bedeutender Vermögensnach­

teil oder Schade droht .. 

Die österreichische Strafprozessordnung in der Fassung der 

Strafprozess-Novelle 1971, Bundesgesetzblatt, Nr. 143/1972, 

Art. I, Zahl 1, bestimmt im § 152, Abs. 1, Zahl 2 ausdrück­

lich: 

"von der Verbindlichkeit zur Ablegung des 

Zeugnisses sind befreit: 

••••• 2).o,Qo und Rechtsanwälte über das, 

was ihnen in dieser Eigenschaft von ihrem Voll­

machtgeber anvertraut worden' ist. !II 

Der Bericht des Justizausschusses, Beilage 512 zu den steno­

grafischen Protokollen des österreichischenNationalrates, 

XIII. GP. erläutert hiezu: 

• "Die gegenüber diesen beiden Gesetzen (gemeint: 

§ 321 ZPO, § 59 AVG), ältere Strafprozessordnung 

gibt nur dem Verteidiger ein Zeugnisverweigerungs­

recht ••••• oDies ist - darauf wird von den Rechts­

anwälten seit langem immer wieder verwiesen - un­

befriedigend. Vor allem bei Dauer-Vollmachtsver­

hältnissen ist nämlich nicht leicht auseinander­

zuhalten, was' einem Rechtsanwalt als Verteidiger 
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oder in einer anderen Vertretereigenschaft an­

vertraut wurdea Ferner wird das Vertrauensver­

hältnis zwischen Vertreter und Vertretenem durch 

die Möglichkei t, dass der Vollmachtnehmer' das 

ihm Anvertraute dem Gericht gegenüber angeben 

muss, stark belastetQ Alle diese Umstände haben 

in neueren in- und ausländischen Verfahrensord­

nungen zur Anerkennung des A~waltsgeheimnisses 

geführt und sollen nun auch in der Strafprozess­

ordnung dazu führena~ 

-8-

Nach herrschender Lehre handelt es sich hiebei nicht bloss um 

ein Beweismittelverbot u sondern um ein Beweisthemaverbot 

(vergleiche. EvEL 1966/509) a Dies legt auch. Se iler in "'die 

Beweisverboteim Strafprozess, JEl .. 1974/7 Seite l23 11D dar und 

steht dieses Beweisthemaverbot unter ausdrücklicher Nichtig­

keitssanktion des § 281, Ziffer 3, StPO .. 

Dem österreichischen Gericht, also dem im hiesigen Rechts­

hilfebereich ersuchenden Gericht" ist es sohin bei .sonstiger 

Nichtigkeit der Untersuchungshandlungen versagt q einen' Anwalt 

als Vollmachtnehmer z .. B. dazu zu verhalten q auszusagen, wer 

sich hinter einer liechtensteinischen Gesellschaft verbirgt, 

wer' Inhaber der Gründerrechte ist, wer Aktionär ist oder 

sonst gesellschaftliche Anteile hält. 

Es würde zu einer VÖllig sinnwidrigen Lösung führen" wenn 

dieses mit Nichtigkei tssanktion behaftete Beweisthemaverbot 

für das österreichische Gericht dadurch umgangen werden könn­

te, dass es im Rechtshilfeweg Personen im Bereiche einer sol­

chen Gesetzgebung ohne Einhaltung dieser Verschwiegenheits­

pflicht vernehmen kann, wenn derselbe Zeuge, der sich den 

österreichischen Behörden in Oesterreich als Zeuge zur Ver­

fügung stell t, bei sonstiger Nichtigkeit zur Ablegung einer 

solchen Zeugenaussage weder veranlasst noch verhalten werden 

darf.. Dies sei als grundsätzliche Ueberlegung den weiteren 

rechtlichen Ausführungen vorangestellt, wobei mit Entschieden-
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heit darauf hinzuweisen ist!!' dass unabhängig davon, ob nun 

bei einer" Vernehmung im Rechtshilfeweg aas Territorialitäts­

prinzip voll oder nur im beschränkten Umfang zur Anwendung zu 

kommen hat, da es sich ja um ein Strafverfahren eines öster­

reichischen Gerichtes handelt, das sich in seiner Gesamtheit 

nur im Rahmen der österreichischen Gesetze bewegen darf, wel­

chem Grundsatz durch die Missachtung der durch die österrei­

chischen Gesetze nomierten Verschwiegenhei.tspflicht bei aus­

ländischen Vernehmungen im Rechtshilfeweg nicht entsprochen 

wäre .. 

3) 

Nach den Regeln des internationalen Strafprozessrechtes wäre 

es an und für sich klar I ",,'elche Verfahrensordnung anzuwenden 

wäre.. Unter Heranz.iehung der Grundsätze des internationalen 

Strafprozess rechtes unter vorläufiger Ausklammerung der spe­

ziell innerstaatlichen österreichischen, liechtensteinischen 

und zwischenstaatlichen gesetzlichen Regelungen führt zu die­

sem Ergebnis.. Es ist zwar zuzugeben, dass die herrschende 

Lehre, die~ allerdings nur soweit überblickbar, im" Hinblick 

auf das internationale Zivilprozessrecht,. das insoweit vom 

internationalen Strafprozessrecht abweicht, als die hier 

grundlegende Norm des § 14, HP 1954 8 der wortwörtlich der 

Regelung des § 14 HP 1905 ent~-P;;icht, das Territorialitäts­

prinzip für die Gerichtsbehörde bei der Erledigung des 

Rechtshilfeersuchens ausdrückl ich normiert 0 welche" vertrag­

liche Regelung ja deutlich macht 11 dass die vollständige An­

wendung dieses Territorialitätsprinzipes im internationalen 

Prozessrecht keineswegs selbstverständlich - ist.. Selbst aber 

auf dem Boden dieser die Lehren entscheidenderweise beein­

flussenden Regelung des § 14 HP hat die Lehre stets aner­

kannt, dass solche Grundsätze oder solche Regelungen der 

Rechtsordnungen des ersuchenden Staates, die insbesondere 

etwa die Verschwiegenheitspflicht eines zu vernehmenden Zeu-

745/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 11 von 25

www.parlament.gv.at



-10-. 

gen normierenD auch Grundsat,z und Leitlinie der formalen 

Handhabung des Rechtshilfeersuchens durch den ersuchten Staat 

sein müssenc So verweist schon Schnitzer o Handbuch des inter­

nationalen Privatrechtesu 3", Auflage, 11 .. , Seite 737 ff, da­

rauf 11 dass hinsichtl ich dieser Bestimmungen im Rechtshilfe­

verfahren die lex fori des ersuchenden Staates heranzuziehen 

ist, und führt aus~ 

~Sinngemäss ist es dagegenp entsprechend den 
Bestimmungen des ersuchenden Staates vorzu­

gehen", denn es handelt sich nur darumg in 

einem .... ausländischen Verfahren Hilfe zu leisten .. 

Das einheimische Verfahren soll t:e daher nur in­

soweit angewendet 'weraen~ als-ausländische Vor­

schriften gänzlich unerträglich für die Struktur 

der einheimischen Rechtspflege sind. Im übrigen 

sollte aber einem Verfahren, das sozusagen für 

fremde Rechnung gerührt wird y nicht das einhei­

mische Recht aufgepfropft werdeno Das gilt ins­

besondere für die zum materiellen Recht gehörende 

Frage der Zulässigkei t .. 0......... eines Beweises. liIII 

Die Heranziehung der Regeln des ersuchenden Staates findet . 
sohin nach dieser wohl für das internationale Recht grund-

legenden Lehrmeinung ihre einzige Grenze im order public des 

ersuchten Staates. Gleicher Auffassung folgen au~h, wenn auch 

grundsätzlich dem Territorialitätsprinzip zuneigend, für die 

hier anstehenden Fragen Buelow-Boeckstieglu internationaler 

Rechtsverkehr in Zivil- und Handelssachen, die unter A I, lag 

100 .. 19, Anmerkung .. 77 q ausrühren: 

"Beruft sich der Zeuge darauf, dass ihm auf Grund 

eines Sachverhalts nach ausländischem Recht, und 

hier kann nur das Recht des ersuchenden Staates 

oder das Heimatrecht des Zeugen gemeint seinu ein 

Verweigerungsrecht zustehe, so wird das ersuchte 

Gericht vor seiner Entscheidung o die es in diesem 
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Falle unter BerGcksichtigung ausländischen Rechts 

zu treffen hat ......... zweckmässig, mit oem ersuchen-­

oen Gericht in Verbindung zu treten~" 

-11-

welch letzter Hinweis wohl nur dann zum Tragen kommen. kann, 

wenn die Rechtslage nicht durch die eIngangs zitierten .. Be­

stimmungen des S 152, Abs. l", Zahl 2, der österreichischen 

StPO klargestell t ist.. Die gleiche Auffassung verf~cht auch 

Riezler,. internationales Zivilprozessrecht und prozessuales 

Fremdenrecht, Seite 475, der zwar auch grundsätzlich .... seine 

Ueberlegung bezieht sich auf das internationale Zivilprozess­

recht - davon ausgeht, dass das Territorialitätsprinzip vor­

rangig zu beachten ist, der aber meint: 

"-aber ob für einen Ausländer eine Pflicht zur 

Geheimhaltung aus öffentlich-rechtlichen Gründen 

besteht e insbesondere, ob ein ausländischer 

Staatsbeamter eine ihm auf Grund seines Amtes 

bekanntgewordene Ta tsache geheimzuhal ten ha t F 

kann nur durch das ·öffent~iche Recht des Staates 

bestimmt werden, dem er angehört~ In diesem Fall 

hat also das Prozessgericht ausländisches Recht 

zu berücksichtigeno W 

Da in der österreichischen .StPO die Verschwiegenheitspflicht 

der Beamten und aer Rechsanwälte annähernd gleich geregel t 

ist, muss ... da es sich 1m ein österreichisches Strafverfahren 

han?elt, sohin die Ausführung Riezler's, aie nur auf den spe­

z iellen Bereich der Staatsbeamten abgestellt ist, auch für 

die Verschwiegenheitspflicht eines Rechtsanwal tes in einem 

österreichischen Strafverfahren gel ten, wobei noch· in der 

Folge darzulegen sein wird, dass nach der herrschenden öster­

reichischen Lehre und Judikatur vor e.inem österreichischen 

Gericht es gleichgültig ist, ob dieser Rechtsanwalt, der in 

einem österreichischen Strafverfahren vernommen wird, öster­

reichischer oder ausländischer Staatsbürger ist. 
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Die gleiche Auffassung. vertritt auch für den Bereich der 

österreichischen ZPO Fasching" Kommen tar zu den Zi v ilg eset­

zen, II .. u Seite 324 8 der fussend auf die oben angeführte 

Deutsche - Lehre das oben angeführte Zitat von Buelow­

Boeckstiegl wörtlich in seinem Text wiedergibto 

Auch Lohsing-Serini tJ österreichisches zi vilprozessrecht 11 

Seite 144, folgen diesem Grundsatz für aas Strafprozessrecht p 

indem sie ausführen: 

"Es ist jedoch gegen die Einhaltung der gewilnsch­

ten Form nach ausländischem Recht nichts einzu­

wenden, wenn .diese keinen zw-ingenden inländischen 

Vorschriften -v.ridersprichto-t\! 

und im gleichen Sinne a .. aoO .. 17 Seite 297: 

so ferne es sicb nicht um eine derartige im 

Rechtshilfe'i'l7eg angesuchte Zeugenvernehmung handelt g 

für die nach. dem Recht des e::::-suchenden Staates 

(ausländisches St:rafprozessrecht oder Disziplinar­

verfahren) die Vereidigung vorgeschrieben ist .. !l'i 

nie herrschende Lehre zum internationalen Prozessrecht steht 

somit einhellig auf dem Standpunkt .. dass solche Bestimmungen 

der Rechtsordnung des ersuchenden Staates r die aort zwingen­

der Natur sindr -sogar mit Nichtigkeitssanktion be6aftet sind, 

auch Grundlage des Vernehrnungs-Verfahrens vor dem ersuchten 

Richter y also auch in Liechtenste~nu sein müssten. 

Diesen Standpunktninunt auch das Bundesgesetz vom 4 .. Dezember 

1979 über die A.uslieferung und Rechtshilfe in Strafsachen" 

Bundesgesetzblatt 1979/183 6 ein 11 wenn im § 58 festgelegt 

wird, dass die Rechtshilfe vorerst nach den im Inland gelten­

den Vorschriften über das strafgerichtliehe Verfahren zu 
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leisten ist q jedoch einem Ersuchen um Einhaltung eines be­

stimmten davon abweichenden Vorganges zu entsprechen sei u 

wenn dieser Vorgang mit den Grundsätzen des österreichischen 

Strafverfahrens vereinbart isto 

Alle diese Ueberlegung~n müssten sohin eindeutig zu der 

Schlussfolgerung führen u dass einem liechtenste iner Rechts­

anwalt u wenn schon nicht nach liechtensteinischem Recht q wo­

rauf in der Folge noch einzugehen sein wird u so doch nach 

österreichischem Recht q auf das in diesem Fall- vom ersuchten 

Richter bedacht zu nehmen ist q ein Verweigerungsrecht zu­

steht .. 

4) 

Weiters ist die Regelung nach dem europäischen Rechtshilfe­

übereinkommen in'Strafsachen zu untersucheno 

Sowohl das Fürstentum Liechtenstein - ( LGBI.. 1970/Nr" 30) als 

auch die Republik Oesterreich (Bundesgesetzblatt 1969/Nro 41) 

haben das europäische Uebereinkommen über die Rechtshilfe in 

Strafsachen, ratifiziert und ist dieses europäische Rechts­

hilfeübereinkommen in beiden Staaten samt den von den Ver­

tragsstaaten gesetzten Vorbehalten innerstaatliches Recht ge­

worden und somit auch Rechtshilfeersuchen q wie das gegen­

ständliche 0 voll anwendbar.. In' Oesterreich ist in letzter 

Zeit insoweit eine Aenderung eingetreten u dass auf den inner­

staatlichen Bereich ein eigenes Auslieferungs- und Rechts­

hilfegesetz verabschiedet wurde .. 

Neben sonstigen hier nicht weiter interessierenden Vorbe­

haltsrnöglichkei ten räumt Arto 2 u lit.. bein Verweigerungs­

recht der Rechtshilfe dann ein u wenn der ersuchte Staat der 

Ansicht ist u dass die Erledigung des Ersuchens geeignet. ist-/? 

u.ao die öffentliche Ordnung (orde~ public~ oder andere 
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wesentliche Interessen seines Landes zu beeinträchtigeno Die 

Republik Oesterreich ha t hiezu einen Vorbehal t dahingehend 

gemachto dass Oesterreich Irl uoao wesentliche Interessen seines 

Landeso insbesondere die Wahrung der in den österreichischen 

Rechtsvorschriften vorgesehenen Geheimhaltungspflicht ver­

stehto Diese Geheimhaltungspflicht normiert für Rechtsanwälte 

grundsätzlich § 9 RAD und korrespondierend hiezu die einzel­

nen gesetzlichen Bestimmungen o wovon jene des § 152 StPO von 

Interesse isto Oesterreich hat sohin ausdrücklich erklärt" 

bei Rechtshilfeersuchen anderer Vertragsstaaten die enger ge-. 
fasste Verschwiegenheitspflichten .und Rechte in ihren Rechts-

ordnungen aufweiseno Vernehmungen nur unter Wahrung dieser in 

den österreichischen Gesetzen normierten Verschwiegenhei ts­

pfl ichten 0 insbesondere also jene- der Rechtsanwäl te, vorzu­

nehmen 0 

Art. 23 dieses Europäischen Rechtshilfeübereinkommens enthält 

aber für alle Vorbehalte, die ein Vertragsstaat zu einzelnen 

BestimmQngen dieses Uebereinkommens anmeldet, den Grundsatz 

der Gegenseitigkeit und bestimmt ±m Arto 23, Abs. 3: 

WEine Vertragspartei i die einen Vorbehalt zu einer 

Bestimmung des Uebereinkonunens gemacht hat, kann 

deren Anwendung durch eine andere Vertragspartei 

nur insoweit beanspruchen, als sie selbst diese 

Bestimmung angenommen hato~ 

Nun hat aber die Republik Oesterreich, wie bereits eingangs 

erwähnt, ausdrücklich das Rechtshilfeübereinkommen nur unter 

Wahrung- der in den österreichischen Gesetzen normierten Ver­

schwiegenheitspflichten angenommen und kann daher auch diesem 

für Rechtshilfeersuchen zwischen der Republik Oesterreich und 

dem Fürstentum Liechtenstein bindenden gesetzlichen Vor­

schriften rechtens nur solche Rechtshilfeersuchen stellen 0 

die ausdrücklich auch den von dem Rechtshilfegericht zu ver­

nehmenden Zeugen die Möglichkeit der Berufung auf diese durch 
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Bsterreichische Rechtsordnung normierten Verschwiegenheits­

pflicht einräwnt" Es entspricht daher ein solches Rechts­

hilfeersuchen nur dann dem liechtensteinischen innerstaat­

lichen Recht, wenn die Republik Oesterreich bzwa das ersuch­

ende Gericht den Hinweis auf die Beachtung dieser Verschwie­

genheitspflichten in das Rechtshilfeersuchen ausdrücklich 

aufnimmt und darüberhinaus auch die Zeugen unter ausdrück­

lichem Hinweis auf diese Verschwiegenheitspflicht vernOfll.rnen 

werden und sie das Recht zur Verweigerung der Aussage im Um­

fang dieser Gesetzesbestimmung des' österreichischen Rechtes, 

soweit dieses weiter gefasst ist als das liechtensteinische, 

haben .. 

Darüberhinaus_" könn-te nach 1iechtensteinischer 

einem solchen Rechtshilfeersuchen nur dann 

Rechtspraxis, 

entsprochen 

werden, wenn im Sinne des Art. 21' litoa, des Abkommens sei­

tens des ersuchenden Staates und zwar der für fiskalistische 

Verfolgung zuständigen Behörde und auch des ersuchenden Ge­

richtes eine Erklärung dahingehend abgegeben wird, dass all­

fällige Untersuchungsergebnisse nicht zum Gegenstand eines 

Fiskal-Verfahrens gemacht werdenD" dass auch das Europäische 

Rechtshilfeübereinkommen in Strafsachen von dem Grundsatz 

ausgehtll' dass es sich um ein Strafverfahren des ersuchenden 

Staates handelt und sohin auch das Beweisverfahren im ersuch­

ten Staat tunlichst nach den Regeln des ersuchenden Staates 

vorzunehmen ist, ergibt sich auch aus der Bestimmung des Art. 

3, Abs .. 2, wo die Vereidigung der Zeugen sichtlich auf das 

Recht· des ersuchenden 'Staates abgestellt ist" sofern. dem 

nicht zwingende Vorschriften des ersuchten Staates gegenüber 

stehen· und auch. aus der Bestimmung des Art .. 5" Abso 1" lit .. 

'c, wonach die· Erledigung des Rechtshilfeersuchens durch den 

ersuchten Staat nur dann Platz greifen muss, wenn diese nicht 

mit seiner Rechtsordnung unvereinbar ist u was nichts anderes 

bedeutet, als dass eben primär die Rechtslage nach der 

Rechtsordnung des ersuchenden Staates zur Beurteilun'g heran­

zuziehen isto 
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5) 

Erlauben Sie mir noch einen kurzen Hinweis auf das öster­

reichische Recht "im Hinblick auf die Vernehmung von Zeugen im 

Ausland. 

Die österreichische Rechtsordnung steht und stand auch schon 

vor der Ratifizierung des europäischen Rechtshilfeüberein­

kommens in Strafsachen hinsichtlich der hier interessanten 

Rechtsbereiche grundsätzlich auf dem Boden der Gegenseitig­

keit, Cl.ho dass die Republik Oesterreich um bei dem hier an­

stehenden Fall zu bleiben fI nur dann und in dem Umfange be­

rechtigt ist 11 die Vernehmung von Zeugen zu 'verlangen 11 . als sie 

dies umgekehrt geg~nüber dem Drittstaat zu gewähren bereit 

ist.. Dies erg ibt sich schon aus der, Bestimmung der Ziffer 16 

des Rechtshilfe-Erlasses für Strafsachen (Erlass des Bundes­

ministeriums für Justiz vom 130 Juli 1959, JABl~ 16/1959), wo 

unter der Ueberschrift "unzulässige Ersuchen fremder Behör­

den" dargetan wird o dass dann dem Ersuchen einer ausländi­

schen Behörde oder eines ausländischen Gerichtes .nicht zu 

entsprechen ist o wenn diesem Ersuchen allgemein anerkannte 

Regeln des Völkerrechtes eine allgemein anerkannte Uebung, 

insbesondere aber das Prinzip der Gegenseitigkeit, 'entgegen­

steht. Auch Z.. 33 Straf-Rechtshilfeerlass geht ausdrücklich 

davon aus 11 . dass in Rechtshilfeersuchen auf die Gegenseitig­

keit Bedacht zu nehmen undgegebenfalls die ~egenseitigkeit 

von Oesterreich aus zuzusichern, da das Ersuchen andernfalls 

nicht zu behandeln wäre. 

Diesem Umstand Rechnung tragen vor allem im Hinblick auf den 

Grundsatz, dass 11 wie schon Schnitzer zutreff-end ausgeführ:t 

hat, es sich ja um ein österreichisches Verfahren handelt, 

das nach gleichen und der österreichischen Prozessordnung 

entsprechenden Prinzipien aller Beweismittel erledigt werden 

soll, führt auch das Muster X.. im Anhang 1 zu :den -vo~zitier­

ten Rechtshilfeerlass für Strafsachen ausdrücklich in Anmer­

kung 5 zu der hier interessanten Frage des 'Zeugnisverweige­

:rungsrechtes eines ausländischen im Rechtshilfeverfahren ver-

nommenen Zeugen,aus: .... ' .. : 

~. '. • # 
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NLiegen die Voraussetzungen des § 152 StPO vor g 

so ist in dem Rechtshilfeersuchen anzuführenp 

dass der Zeuge nach der österreichischen StPO 

das Recht hat g sicb der Aussage zu entschlagen. 

Das Rechtshilfegericht ist zu ersuchen, dem 

Zeugen über dieses Entschlagungsrecht zu be­

lehren und im Protokoll festzuhalten, ob er 

davon Gebrauch macht-oder darauf verzichtetG oo 

-17-:-

..... 

Dieser Rechtshilfe-Erlass geht somit klar und eindeutig von 

den oben zitierten Grundprinzipien der Einhei tl ichkei t des 

vom österreichischen Gericht. durchgeführten Strafverfa.hrens 

aus und verlangt ausdrücklich die Aufnahme der Belehrung über 

dieses: Zeugnisverweigerungsrecht in das- Rechtshilfeersuchen .. 

Ist dies nicht geschehen p so entspricht nach meiner Meinung 

ein an das Fi:.irstlich Liechtensteinische Landgericht gerich­

tete Rechtshilfeersuchen nich't den zwingenden österreichi-

sehen Rechtsvorschriften und kann daher in diesem Umfang auch 

einer Behandlung durch das Fürstlich Liechtensteinische 

Rechtshilfegericht nicht. zugeführt werden .. 

Von dieser ~'ormal-Frage abgesehen ergibt 'sich -aber aus diesen 

zitierten Bestimmungen eindeutig/ dass bei sonstiger Nichtig­

keit einer Vernehmung im Rahmen des österreichischen Straf-

verfahrens über das Verweigerungsrecht -ei~esRechtsanwal tes 

nach österreichisch~n Rechtsvorschriften ,eine Belehrung 

stattzufinden hat und der Rechtsanwalt von.-o1.esern Verweige-
. 

rungsrecht daher naturgemäss auch Gebrauch machen. kann.. Der 

Vollständigkeithalber wird auch noch auf § 53 ABGB verwiesen q 

welche Bestimmung nach ständiger Judikatur auch auf prozessu­

aleFragenanwendbar ist (vergleiche SZ. XXIV/160)u vom Prin­

zip der Geg~nseitigkeit ausgeht und dass es hiezu eine ganze 

, . 
~ ~ . 
. ~.. . 
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Reihe von hiezu e:cflossener Juc1ik,~\tur des österreichischen 

OGH gibt, der alle gleichfalls auf dem Boden der Gegenseitig­

keit abstellt (OHG vom 10.., Juli 1953,. 5 Os 731 c !:.vBl", 1953,. 

.503 vom 21" Fehruar .1976., Evidenzblatt 1956 Nr .. 238 vom 2 .. 

März 19.56." Evioenzblö.tt 195-6 ~Nr,. 122 vom 17 .. Juli 1956, RZ<> 

137) .. 

Auch S 157 der österreichischen Strafprozessordnung, der di~ 

Zeugenvernehmung in einem Bsterreichischen Strafverfahren 

ausserhalb des Gebietes der Republik Oesterreich regelt" ver­

'if,reist auf die V€~rnehmu,ng durch oen ersuchi::en Richter und die 

öst..:-erreichlsche Lehre" be:lTlerkt hie"zu i1 dass der Rechtshilfever­

kehr mit. demA,usland im dem vo:r:zitierten Rechtshilfeerlass 

für Strafs,achen näher geregelt: i.st: und zwingender Natur -ist, 

was 'f,viederum di.e oben erwähnte A.rgumentation bestärkt. .. 

6) 

S 152 StPO auf aus-

ländische Rechtsanwälte angewendet werden? 

Nur der Vollständ igkei t:halber ,wird" Euf a ie ständige Praxis 

der öste:r .. :ceichisdH2':rl Ger iehte h:t.nge"vh~sen$. wonach nämlich 

und somit das Zeugnisverweige-

rungsrecht jed,em' 'vor <21.nem österreichi.schen Gericht oder 
. . 

einer i5sb2:1:"reichi:schen. Behörde vernomraenE~n, Person Q gleichgül-

tige ob es sich ffiTI österreichische oder ausländische Staats­

bürger handeltu' zusteht!? Has sich ja schon aus dem vorzitier­

ten Vorbehalt 2;U ,p .. rt." 20' lit", b des europäischen Hechtshilfe­

übereinkommens zwingend erg ibt .. 

Herz: ha t in L'il zur Ver.schv . .7iegenhe itspf 1. ieht. des ausländ ischen 

Rechtsanwaltes\lf in An'irlBl" 1962 .. hiezu auch 

zutreffend ausgefOhrt: t. • _~. 

, , 
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RDie österreichische RAOe bezieht sich formell nur 

auf den österreichischen Rechtsanwalt, die Schweige­

pflicht und das Recht der Aussageverweigerung schein~ 

daher nach österreichischem Recht für den ausländi­

schen Rechtsanwalt, der die Rechtsanwaltsqualifikation 

inOesterreich nicht besitzt, nicht zu bestehen. Al­

lerdings hält diese Antwort einer genauen Prüfung 

nicht stand. Es kann nicht Absicht des Gesetzgebers 

sein, dass ein Oesterreicher des Rechtes auf Ver­

schwiegenheit seines in Oesterreich als Zeuge zu 

vernehmenden Anwaltes verlustig gehe, wenn er im 

Ausland einen ausländischen Anwalt konsultiert hat, 

vielleicht auch auf Grund dortiger verfahrensrecht­

lieher . Bestimmungen- mit- seiner-Vertretung 'betrauen 

mussteo Es kann aber auch ein Ausländer ,-der in 

seinem Heimatlande eines dortigen Anwaltes bedurfte, 

bei Vernehmung dieses Anwaltes in Oesterreich nicht 

schlechter-gestellt sein als ein Ausländer, der sich , 
eines österreicbischen Anwaltes bediente." 

Da sOhin, wie oben dargelegt, das Rechtshilfeverfahren nur 

Teil des österreichischen Strafverfahrens ist, _ auf _welches 

sowohl nach internationalen als - auch nach innerstaatlichen 

gesetzlichen Vorschriften die Bestimmungen der österreich­

ischen Gesetze über die Verschwiegenheitspflicht des Rechts­

anwaltes Anwendung zu finden haben, kann meines Erachtens ein 

liechtensteinischer Rechtsanwalt sich auf seine Verschwiegen­

heitspflicht berufen, insbesondere über Tatsachen und Ver­

hältnisse, die ihm bei Gründung einer liechtensteiner Gesell­

schaft in seiner Eigenschaft als Rechtsanwalt anvertraut 

worden sind. 

- . 
.-.* .......... " . 
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7) 

Man kann sich auch auf den Standpu'nkt stellenD dass auch bei 

Anwendung der liechtensteinischer StPO ein ähnliches Ergebnis 

erzielt werden kann, da das Zeugnisverweigerungsrecht eines 

liechtensteinischen Anwal tes auch durch S 57 STPO gedeckt 

sein kanne Die Aufdeckung des Inhabers einerliechtenst~iner 

Gesellschaft o der, wie erwähnt D nicht Gegenstand eines Straf-. 

verfahrens ist o würde für einen liechtensteinischen Anwalt' 

sehr wohl die Gefahr eines unmittelbaren Vermögensnachteiles 
. . . 

mit sichbringeng. .. da. nicht. nur .. dieser Klient sich selbstver-
.. ""'- - . ~ .' _. . '. . - -

ständ~ich~sofort:'>-von:~ seil1er::-Kanz-lei··zurückziehen würde" son-

dern. die-naturgemäss- mit einer- solchen Preisgabe- eines an 
. - ~... . .. - - -- . _. 

diesem Strafverfahren nicht Beteiligten verbundenen Publizi-

tät gerade katastrophale Folgen für diese Rechtsanwal tskanz­

lei und somit für dessen Vermögensverhältnisse hätte. Anders· 
D 

könnte es sich nur dann verhalten, wenn diese Person von die-

sem Strafverfahren betroffen wäreo 

8) 

Leider haben sich die liechtensteinischen Gerichte erster wie 

auch zweiter Instanz' -eine Ueberprüfung durch den Fürstlich 

Liechtensteinischen Obersten Gerichtshof konnte auf Grund des 

Vorliegens konformer Beschlüsse bis heute nicht stattfinden­

mit den oben erwähnten Ausführungen nicht auseinandergesetzt o 

insbesondere in den Rechtshilfeersuchen, die die· Republik 

Oesterreich stellte o wurden den österreichischen Rechtsvor­

schriften bezüglich des Zeugenverweigerungsrechtes des Aus­

sageverweigerungsrechtes des Rechtsanwal tes keine Beachtung 

geschenkt, man hat sich bislang stur auf den Standpunkt ge-.... 
stellt o die Ueberprüfung dieser Frage interessiere die liech-

tensteinischen Gerichte nicht o sie hätten lediglich § .96 der 
" 

liechtensteiner Strafprozessordnung anzuwenderi~~;?nd der 
.. :- . 

. ' 
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Rechtsanwalt sei in dieser Angelegenheit nicht als Vertei­

diger tätig.. Es bleibt nur zu hoffen, dass eines Tages ein 

ähnlich gelagerter Fall,: wie er heute in der AKH-Angelegen­

heit an die liechtensteinischen Gerichte herangetragen wurde .. 

durch den Fürstlich Liechtensteinischen Obersten Gerichtshof 

eindeutig geklärt wird. 

Zusammenfassend muss darauf hingewiesen werden, "dass Liech­

tenstein nicht das geringste Interesse an unseriösen Firmen 

hat und 'niemand. soll . glauben, dass er in Liechtenstein im 

Falle derBegehun~~o~ strafhare~~ndlungen besser geschützt 

ist als anderswo ... Es- ist in den letzten Jahren leider immer 

wieder vorgekonunen,. dass einzelne .l:iechtemsteiner Firmen in-· 

ternational unangenehmes Aufsehen erregt haben, beispielweise 

als sogenannte Schwindelfirmen entl.arvt wurden.. Solche Vor­

fälle können daher nicht ganz unterbunden werden, weil solche 

Schwindelfirmen fOr die liechtensteinischen Behörden als sol­

che erst im letzten Moment erkennbar werden I! wenn es meist 

schon zu spät ist .. · Im übrigen sind Schwindelfirmen beileibe 

keine liechtensteinische Spezialität" Es gibt sie überall in 

Europa und ausserhalb Europas .. Derrecht~poli tische Sinn. des 

Beitritts des Fürstentums Liechtenstein zum Europäischen 

Rechtshilfeabkorrnnens in Strafsachen wird in der Co-Operation 

zur Erfüllung eines jener Verpflichtungen gesehen, die heute 

jede rechtsstaatliche organisierte Gemeinschaft, auch wenn 
\ 

sie noch so klein istg den übrigen Staaten gegenüber treffen 

und es wird zu einer solchen Zusammenarbeit zweifellos auch 

künftighin bereit sein, solange die Spielregeln klar und fair.: 

sind. Was das Rechtshilfeverfahren im ARH-Fall betrifft, sind 

hier nicht nur von Liechtenstein sondern auch von Oesterreich 

gravierende Fehler begangen worden, die die zukünftige Praxis 

der Rechtshilfe in Strafsachen zwischen diesen beiden Ländern 

erschweren wird. So hat Liechtenstein Rechtshilfe _.·gewährt 

ohne sich zu vergewissern, ob die'tat~ächlich~ri"":~nd "re'~htli--... 
. .... 
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ehen Grundlagen zur Gewährung von Rechtshilfe vorliegeno Das 

ursprünglich ausOesterreich gestellte Rechtshilfeersuchen 

war nicht nur in seiner Form g sondern auch in seiner rechtli­

chen Begründung völlig ungeeignet o in Liechtenstein Rechts­

hilfe zu gewähren.. So wurde ein Sachverhal t völlig verzerrt 

und objektiv nicht begründet wiedergegeben, war also nicht 

hinreichend individualisiert, und es wurde Rechtshilfe bean­

tragt, ohne dass in Oesterreich selbst aie Voruntersuchung 

selbst eingeleitet worden ist g sondern es waren nur Vorerhe­

bungen zum Zwecke Ausforschungsbeweise zu erlangeno Vorerhe­

bungen. jed?ch wie- sie· in .. Oesterreich vorgenommen wurden ~ 

reichen. nach standiger::.Pra-xis. in Liechtenstefn(nicht ausg- unI! 

Rechtshilie zu" gewähren<>-- Weiters. ~_~_~~'~" .. ~~E" ... .?'-'atbestände 

Rechtshilfe . beantragt g die in Liechtenstein entweder unbe-
• 

kannt oder im Zeitpunkt ihrer Begehung in Oesterreich, in 

Liechtenstein nicht st~afbar wareno Es wird diesbezüglich auf 

den Tatbestand der Untreue.hingewiesen, der zwar im Zeitpunkt 

der beantiagten Rechtshilfe seit einem Jahr in Liechtenstein 

in Geltung stand o jecoch im Zeitpunkt d~r behaupteten Untreue 

in Oesterreich in Liechtenstein nicht strafbar waro Da eine 

Rückwirkung von' Strafgesetzen auf jeden Fall ausgeschlossen 

i~to hätte. der... 1iechtensteinische Rechtshilfe~Richter 'R~cht~­
hilfe auE Grund der~ behaupteten Untreue in" Oesterreich ·ni~ht 
gewähren dürfen~ .Die in Arto 5 des Europäischen Uebereinkom­

mens über Rechtshilfe in Strafsachen festgelegte Norm, dass 

sowohl nach dem Recht 'des ersuchenden Staates als auch nach 
. . 

dem Recht:"- des~·ersuchten Staates die zugrundeliegende' Handlung 
. . 

strafbar sein müsse 11 lag demnach nicht vor 11 zumal auch der 

Tatabestand der Annahme von Geschenken leitender Angestellter 

eines Unternehmens· nach S· 305 .des österreichischen Strafge­

setzbuches ebenfalls in Liechtenstein unbekannt isto, Auf gar 

keinen Fall hätten jedoch Zwangsmassnahmen angeordnet werden 

dürfeng wie dies durch die Aufhebung des Bankgeheimnisses un~ 

die 13eschlagnahrnung von Bankurkunden erfolgt· ist ... Auf der 
. . . ~': .. -

anderen Seite ist diese Angelegenheit deswegen ~'zum politi-. 

schen Skandal geworden, da sich die österreichischen Unter-

'- .,- -'" 
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suchungs-Behörden nicht an die Verschwiegenheitspflicht hiel-­

ten und am Tage nach der erfolgten Rechtshilfe in Liecbten-
, 

stein bereits deren Ergebnisse in der Presse veröffentlicht. 

wurdeno 

Diese Vorkommnisse haben jedoch zum· eingetretenen enormen 

-ich möchte auch sagen wirtschaftlichen- Schaden für die Zu­

kunftetwas Gutes.. Liechtenstein wird ein· eigenes Rechts-': 

hilfe-Gesetz schon in nächster Zukunft dem Parlament zuleiten 

und die Strafrechtskommission wird in der Strafprozessordnung 

auch weitere verbindliche neue gesetzliche Textierungen vor­

nehmen. Nur durch ein rigoroses Rechtshilfegesetz können wir 

den Gesichtsverlust im Ausland in etwa wieder gutmachen und 

Vertrauen; in_ das liechtensteinische Bankgeheimnis und die 

Rechtsordnung erlangen" Auch wird vermutlich. die Aenderung 

dahin führen, dass nicht mehr ein Einzelrichter über Rechts-. 

hilfe-Ansuchen zu befinden hat, sondern ein Senat" und ich 

glaube, . als weitere Anregung dürfte nicht ein Richter mit 

Nationalität des Rechtshilfe ersuchenden Landes den Vorsitz 

im Senat führen .. Wenn a.m kommenden Mittwoch der Regierungs­

vertreter im l.iechtensteinische.nLandtag eine Interpellati?n 

in dieser· Frage·· beant·worten wird u so sind darin einige Be-. 

schwichtigungen enthal ten, die" man aus Courtoisie sagen muss.;_ 
.~ "- . 

Das wird jedoch nichts daran ändern, dass ,man in Zukunft in.· 

der Gewährung von Rechtshilfe bedeutend vorsi.critiger sein 

wird o und der Rechtshilfe-Verkehr Liechtenstein-oesterreich 

oder umgekehrt muss sich in der gesetzlichen und vertragli­

chen Form abwickeln lassenD wie dies bei guten Nachbarn 

selbstverständlich sein sollte. 

Vaduz q 2. Oktober 1980-I/st 

. '~-. ~ . ~,. =-.' ',:,':~":~::',~ .. '. ,'. __ . .-:.r ': .. .:: - ~ . .. 
.... ". 

• . . 
.~, . 
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